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Rechtsradikale Mobilisierungen
in Frankreich und der Schweiz
Der Einfluss von Modellen der Staatsbürgerschaft auf
Konfliktlinien und politisohe Gelegenheiisstrukturen'

Marco Giugni/Florence Fassy

Zu den'relevantesten Folgen des Globalisierungsprozesses gehören der wach-
sende strom von Einwanderern und Asylsuchènãen nach lvesteuropa sowie
eine größere kulturelle Heterogenität in diesem Teil der welt. Diese Ent-
wicklungen haben dazu geführt, dass in den gegenwåirtigen politischen Kon-
trovêrsen in Europa Einwanderung und das verhältnis zu Àusländern eine
entscheidende Rolle spielen. Die extreme Rechte ist ein zentraler Akteur in
diesem Bereich. Da sie Immigration und eine multikulturelle Gesellschaft als
Bedrohung für die nationale Identität empfinden, haben rechtsextreme partei-
en und-Gruppierungen vor allem diese Themen auf ihre Fahnen geschrieben
und erheblich zu deren Politisierung beigetragen. Doch Form uãd Ausmaß
rechtsradikaler Reaktionen unterscheiden sich von Land zu Land. Das legt die
vermutung nahe, dass zwische¡ Globalisierung und politischer Mobilisiõrung
kein unmittelbarer Zusammenhang besteht, soidern-dass eine Reihe landes-
spezifischer Variablen dieses Verhältnis beeinflusst.

Im vorliegenden Beitrag werden rechtsradikare Mobilisierungen in Frank-
reich und in der schweiz verglichen. Dabei liegt der Fokus nichinur aufpro-
testhandlungen in Fo¡m von öffentlichen Demõnstrationen oder gewalttätigen
Aktionen, wie sie generell für soziale Bewegungen kennzeichn*end sind. In
breiterer Perspektive berücksichtigen wir auch Interventionen gesellschaftli-
cher und politischer Akteure im nationalen öffentlichen Raum] Theorien zu
sozialen Bewegungen haben die Bedeutung des Zusammenhangs zwischen
der Entstehung (oder Transformation) sozialer und kultureller Kãnfliktlinien
und dem Entstehen (oder der Transformation) bestimmter Typen von sozialen
Bewegungen betont. Entsprechend dieser perspektive kann-das wiederaufle-
ben rechtsextremistischer Positionen im Europa der jüngeren vergangenheit
zum Teil mit der Politisierung einer neuen gesellschaftlichen Konfliktlinie er-
klåirt werden, die sich imzuge von Modernisierung und eines beschleunigten

unser Dank gilt simon Hug, Ruud Koopmans, Hanspeter K¡iesi und Nonna Mayer
fijr ihre wertvollen Kommentare zu früheren Fassungen des Beitrags.



156 M arc o Giu gni/F lorenc e P as sy

sozialen Wandels aufgetan hat. Andere Studien haben auf die Bedeutung der
politischen Gelegenheitsstruktur hingewiesen, die sich unter anderem aus den
politischen Kräfteverhältnissen und dem Parteienwettbewerb ergibt. Rechts-
extreme Parteien haben dem zu Folge etwa die Gelegenheit genutzt, dass
konventionelle Parteien noch keine Lösungsansätze für die neuen Probleme
zu bieten hatten. Diese Studien betonen den Einfluss institutioneller Kontexte
und politischer Gelegenheitsstrukturen auf die Entstehung und Entwicklung
des Rechtsextremismus.

Wir gehen in unserer Studie ebenfalls von einem Ansatz der politischen
Gelegenheitsstrukh¡r aus. Im Unterschied zu Untersuchungen, die das Schwer-
gewicht auf institutionelle Variablen legen, konzentrieren wir uns jedoch auf
den Einfluss von Staatsbürgerschaftsmodellen - d.h. die im jeweiligen Gast-
land vorherrschenden formellen und informellen Regeln für die Integration
von Migranten. Unseres Erachtens stellen diese unterschiedlichen Modelle die
Elemente der politischen Gelegenheitsstruktur dar, die für das Anwachsen
rechtsextremistischer Gruppen am relevantesten sind. Staatsbürgerschaftsmo-
detle bilden die kulturell-institutionellen Kontexte, auf die sich jene kollekti-
ven Akteure beziehen, die zu Themen im Zusammenhang mit Einwanderung
und Ausländern mobilisieren. Die Plausibilität dieser Hypothese soll mit Hilfe
von Daten aus einem laufenden Forschungsprojekt zur Mobilisierung im Be-
reich Minderheitenintegration, Staatsbürgerschaft und Immigration belegt
werden. Die Daten wurden nach einem einheitlichen Stichprobenverfahren
jeweils einer nationalen Tageszeitung entnommen. Das Sample umfasst For-
derungen und Ansprüche zur Thematik Immigration, ethnische Minderheiten'
Antirassismus und Rechtsradikalismus in Frankreich und in der Schweiz im
Zeiftaum 1990 bis 1994.

Unsere Analyse ist weit gehend explorativ. Zum einen betreten wir mit
der Konzentration auf die Rolle politischer Institutionen und von Staatsbür-
gerschaftsmodellen für die Mobilisierung der extremen Rechte Neuland. Zum
anderen liefert unser Zwei-Lànder-Vergleich - wie aus dem folgenden er-

sichtlich wird - nicht immer eine solide empirische Basis für die Uberprüfung
unserer Hypothesen. Wir stehen aber auch erst am Anfang unserer Erfor-
schung des Zusammenhangs zwischen dominierenden Staatsbürgerschafts-
modellen und politischen Forderungen und Ansprüchen im Bereich der Im-
migrations- und Integrationspolitik. Es ist nicht unsere Absicht, einen abso-

luten Beweis ftir unsere Hypothesen zu liefern. Wir wollen lediglich einen
neuen Ansatz für die Analyse rechtsradikaler Mobilisierung und - im Weite-
ren - des Zusammenhangs von Globalisierungsprozessen und der Dynamik
politischer Mobilisierung vorschlagen.

Rechtsradikale Mobilisierungen in Frankreich und der schweiz Is7

1. strukturelte Konfliktlinien, politisches Kräfteverhältnis
und Parteienwettbewerb

Frühere Arbeiten zum Thema Rechtsextremismus haben vor allem auf zweiDeutungsmuster abgestellt: eine rachfrageseitige und 
"i"" ã"g"îotsseitige

Deutung. Theorien, die sich mit der Roilã sozialer und kulturelle¡ Konflikte
bei der Entstehung rechtsradikaler Einstellungen und verhaltensweisen befas_
sen, sind klar dem nachfrageseitigen Deutùngsmuster zuzuordnen. soziale
Bewegungen basieren auf sõziareñ und kultr¡ielten gntwicliung"n, ¿i" ¿i"Gesellschaft spalten. sie sind das Ergebnis rief greifend", t ;;;;; des so_zialen wandels wie Indusrrialisierung]Mod"rnisiãrung 

"t". 
iutrã"tlich srürztsich der unzufriedenhgitynytz deiBewegungsforscîung ru* gràÀ"n r"it

1Ìf_9i"r_:. Perspekrive (2.8. Kornhauser 1959; 
-smelser 

tiøZ; fírnotKillian
1957). Hinsichtlich der.Mobilisierung des Rechtsradikalir;;r-;i;; 

"s 
zweiMöglichkeiten der Beeinflussung durch strukturellen rùy'andel."Zum einen

kann es sich um eine Repolitisieiung bereits bestehender Konflikte handern,
obwohl nicht notwendigerweise in gõnau dem gleichen sinne wie zuvor: Die
Anti-Establishment-Haltung. gewissãr populistischer parteien - etwa der Liga
Nord in Italien - ließe sich beispielswãise ats ein wiederaufgreifen der tradi_
lt:n"ll:n-.P.olarisierung von Zenrrum und peripherie interp:r"ti"ren.- sol"h"KonfliktlÌnien können auch eine internationale Dimension annehmen. Die
zeigt sich zum Beispier..in g:r.opqosition gegen den europäischen int"gruti
onsprozess und in der zögerlichen Haltung beitimmter Teiie der Gesellschaft
(oder ganzer Länder wie etwa der Schweiã), sich diesem prozess - aus Angst
vor dem verlust nationaler vorrechte und Iâentität - anzuschließen.

Es können aber auch völrig neue geseilschaftliche Konfliktlinien entste-
hen. Kriesi (1994) sieht die n"u"n toãul"n Bewegungen und die rechtsradi-
kalen-Bewegungen als Ergebnis der politisierung zweiãr unterschiedricher ge-
sellschaftlicher Konfliktfelder. Einerseits, so Kriesi, entstehen die neuen so_
zialen Bewegungen, im zuge eines fundamentalen Antagonir*u, innerharb
der neuen Mittelschicht, und zwar zwischen jenen Teileñ der Mittelschicht,
die organisatorisches ,vermögen' kontrollierðn (die ,Manager,l,-unã j"n"n,
die über Ressourcen wie Fähigkeiten und Fachwìssen *rrt¡ã"n'(¿i" ,prof"s-
sionellen spezialisten'). Andererseits haben dieserben strukíreltàn t unrtor-
mationsprozesse in den westlichen Gesellschaften zu einem sictr zuneirmen¿
verschärfenden Konflikt zwischen ,Gewinnern' und ,verlierern. des Moder-
nisierungsprozesses geführt. Die neuen Mittelschichten sind nach Kriesi die
Gewinner' Ihnen gegenüter steht eine heterogen zusammengesetzte Krasse
von verlierern, die nur über geringe soziale unã kulturelle Reãsourcen verfü-
gen, um mit dem schnellen sozialen wandel (der u.a. durch Globalisierungs-
prozesse noch beschleunigt wird) adäquat umgehen zu können. Diese Klasse
der verlierer bildet von daher das poiential fir rechtsradikale Mobilisierun-
gen.
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Kitschelt (1994) bietet ein alternatives schema für die Analyse solcher

strukturbedingten Konfliktlinien, die die ,neue radikale Rechte' hervorge-

bracht haben. Nach diesem Schema lässt sich auf der Nachfrageseite das Po-

tential für die Entstehung und den Erfolg des neuen Rechtsradikalismus drei

Gegensatzpaaren zuordnen: (1) den vorherrschenden Entscheidungstypen: li-
berãl vs. autoritåir; (2) der Art der Ressourcenverteilung: marktwirtschaftlich/
liberal vs. populistisch/sozialistisch; (3) den jeweiligen Staatsbürgerschafts-

modellen: Êoémopolitisch vs. partikularistisch. Neue rechtsradikale Parteien

kombinieren eine autoritäre Ideologie, eine marktwirtschaftlich-liberale Res-

sourcenverteilung und ein partikularistisches Konzept von Staatsbürgerschaft

und Zugehörigkðit zur nationalen Gemeinschaft (zu letzterem siehe weiter

unten). somii schließt der neue Rechtsradikalismus auch neoliberale Ele-

mente mit ein (Betz 1993). Andere Autoren hingegen charakterisieren den ge-

genwärtigen Rechtsextremismus eher als nationalistisch-populistirch (Hains-

iorth t9b2), d.h. als eine Kombination von xenophobem Nationalismus und

populistischen Appellen.
Allerdings müssen, wie Bartolini und Mair (1990) betont haben, soziale

und kultureflã Barrieren erst politisiert werden, um politische Konflikte zu er-

zeugen, die die Mobilisierung kollektiver Interessen - einschließlich der Mo-

bilisierung der rechtsradikalen Akteure - fördern. Somit schaffen Prozesse

des soziJen wandels zwar ein Potential für die Mobilisierung kollektiver

Akteure. Dieses Potential bteibt jedoch so lange latent, wie es nicht politisiert

wird (Kriesi et al. 1995). Vertreter des Ansatzes, der die politischen?_rozesse

in den lrrtittelpunkt der Bewegungsforschung stellt (2.8. McAdam 1983; Kiç
schelt 1986; 

^Kriesi 
et al. 1995; Tarrow 1998; Tilly 1995), haben diese Er-

kenntnis auf das Konzept der politischen Gelegenheitsstruktur angewandt. Ei-

nige angebotsseitige Faktoren wurden benannt, die das Mobilisierungspoten-

tii tran-sformiereñ können und so Aufstieg und Erfolg der Rechtsradikalen

begünstigen. In diesem Zusammenhang lassen sich zwei Dimensionen un-

tericheiien: (i) die Möglichkeiten des Zugangs zum politischen System (2.8.

wahlsystem) und (2) die Dynamik des Kräfteverhältnisses, der Abgrenzungen

und des Wettbewerbs von Parteien. Beide Dimensionen können der extremen

Rechten eine politische Nische liefern, die sich in \ilahlperioden nutzbar ma-

chen lässr. Kiischelt (1995) beispielsweise hebt bei seiner Erklärung des Auf-

stiegs des westeuropäischen Rechtsradikalismus die Rolle des Parteienwett-

berierbs hervor. Ikiesi (1994) hat auf verschiedene Dimensionen der politi-

schen Gelegenheitsstruktur (einschließlich des formalen Zugangs zum politi-

schen Systðm) hingewiesen, die das Mobilisierungspotential der extremen

Rechten modifizieren. Er kommt zu dem Schluss, dass die Dauerhaftigkeit

rechtsradikaler Bewegungen von den politischen Reaktionen der etablierten -
rechren wie linken - Eliten abhängt. Koopmans (I996a) kommt zu dem ähnli-

chen Ergebnis, dass rassistisch und rechtsradikal motivierte Gewalt in
Deutschlãnd stark von der politischen Debatte zur Asylgesetzgebung beein-

flusst war.

Rechtsradikale Mobilisierungen in Frankreich und der schweiz I5g

. Dj" beide¡ oben genannten Deutungsmuster werden demzufolge oft mit-
einander kombiniert, um den Aufstieg *a rtrotg des Rechtsext eñiir*us ,u
erklären. vereinfachend rieße sich sigen, dass sirukturerÈ K;;frtk;ìì;ien im
Zusammenhang mit dem Modernisierungsprozess eine notwendige, aber nicht
hinreichende 

_Bedingung für rechtsraditãte Entwicklungen,in¿.ïi",rnun"n
lediglich ein Potential für rechtsextremistische Mobilisíerungen. oamit sotcrr
ein Potential aktiviert werden kann, müssen darüber hinausiestimmte insti-
tutio¡elle Bedingungen gegeben sein, die sich auf das v/ahlsystem o¿er aur
die struktur des politischen K¡äftefelds und des parteienwetttewerbs bezie_
hen. Insbesondere muss. es- 9!nen ,politischen unternehmer' geben, der die
Th^emen anspricht, die die öffentlicñkeit mobilisieren können. "unr"r"i rn"r"
zufolge wird dies erleichtert, wenn die strittigen Themen in einem breiteren
kulturell-institutionellen Kontext Resonanz fi=nden, wie eben dem dominie_
renden staatsbürgerschaftsmodell. Diesem Aspekt wollen wir uns nun ,u-
wenden.

2. Staatsbürgerschaftsmodelle und politische
Gelegenheitsstrukturen der extremen Rechten in
Frankreich und der Schweiz: Theorie und Hypothesen

sowohl Kitschelt (1995) als auch Kriesi (1994) zählen Staarsbürgerschafrs-
modelle zu den Faktoren, die das Entstehen von Rechtsradikalismis erleich-
tern können. Allerdings berücksichtigen sie diesen Aspekt nicht mehr in ihren
Interpretationen der politischen und institutionellen vtariablen. Neuere studi_
:l q". Bewegungsforschung betonen aber zunehmend den Einfluss, den kol-
lektive Definitionen der Zugehörigkeit zum Nationalstaat auf die Möglich-
keiten rechtsradikaler Akteure haben, entsprechende potentiale zu mobilisie_
ren. Koopmans und statham (1999a) beispielsweise haben die unterschied-
lichen Erfolge der Rechtsradikalen in Deútschland und Italien mit den eth_
nischen und staatsbürgerrechtlichen Konzeptionen von Nationalität in Bezie-
hung gesetzt. wir möchten diese Argumentationslinie auf die Fälle Frank-
reich und schweiz ausdehnen. Gleichzeitig wollen wir den Einfluss solcher
Konzeptionen auf rechtsradikale Mobilisierungen für vier Aspekte genauer
behachten: (1) Präsenz-im öffentlichen Raum; (2) organisationsformen; (3)
Aktionsformen und (4) Inhalt der Ansprüche und'Éordeiungen.

Ausgangspunkt für unseren Ansatz ist ,,a definition oi the extreme right
as a social movement that mobilizes an ethnocultural framing of national
identity against the ideaof the_nation as a political or civic 

"o.mínity,;lKoop-mans/statham 1999a: 229). um es ganz klarzustellen: Es handelt ,i"ù u"i*
Rechtsradikalismus nicht um ein ,single-issue movement, (Kitschelt 1995;
Mitra 1998). Der Rechtsradikalismus umfasst vielmehr ein bìeites spektrum
an Phänomenen: neofaschistische parteien, revisionistische und aniisemiti-
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sche Gruppierungen, Skinheads etc. Darüber hinaus sind auch oft generell ge-

gen das Sysrem gerichtete Gefühle Teil dieser Ideologie (Ignazi 1992). Jedoch

ist eines der Hauptmerkmale des gegenwdrtigen Rechtsextremismus in West-
europa die Fremdenfeindlichkeit bis hin zu rassistischen Einstellungen und

Handlungen (Hainsworth 1992). Dies impliziert, dass rechtsradikale Mobili-
sierungen vielfach mit der Einwanderungs- und Auslände¡politik zu tun ha-

ben. Es ist daher sinnvoll, diejenigen Aspekte zu identifizieren, die diese Po-

litikbereiche definieren, und zu untersuchen, wie sie Ausmaß und Erschei-
nungsformen des Rechtsextremismus prägen'

Wir konzentrieren uns in unserer Untersuchung auf zwei Dimensionen: (1)

die formalen Kriterien für den Zugang at bzw. den Ausschluss von der natio-

nalen Gemeinschaft und (2) die kulturellen Voraussetzungen, die Ausländer er-

fällen müssen, um Mitglieder dieser Gemeinschaft zu werden (GiugniÆassy

1999; Koopmans/Statham 1999b). Im Bereich der Einwanderungs- und Auslän-

derpolitik verweisen diese beiden Dimensionen aufdas Staatsbürgerschaftsrecht

als ìinem entscheidenden Faktor. Er legt fest, auf welche Weise Migranten in
die Gastländer integriert werden (Brubaker 1992; Castles 1995; Favell 1998;

smith/Blanc 1996; Schnapper 1991; Soysal 1994). Formal lassen sich ethno-

kulturelle und zivil-territoriale Kriterien für die Gewährung von Staatsbürger-

rechten unterscheiden. Staatsbürgerschaft basiert im ersten Fall auf der Geburt

und Abstammung (us sanguinis) und im zweiten Fall auf der freien Entschei-

dung und der Zugehörigkeit zu einem politischen Gemeinwesen (us soli). Quer

"u 
ãi"s"r formalen Unterscheidung kann auf der informellen Dimension von

Zugewanderten entweder erwartet wefden, dass sie sich an die herrschende

Kultur anpassen, oder es werden - entsprechend einer eher kulturell pluralisti-

schen Haltung - ethnische und kulturelle Unterschiede akzeptiert'

Kombiniert man diese beiden Dimensionen, erhält man vier idealtypi-

sche Staatsbürgerschaftsmodelle. Im ethnisch-assimilatorischen Modell ste-

hen Migranten einer geschlossenen nationalen Gemeinschaft gegenüber; sie

müssen ihre kulturellen Identitäten zum großen Teil aufgeben und sich an

die Normen und kulturellen Kodizes des Gastlandes anpassen. Die Schweiz

und Deutschland sind Beispiele für dieses Modell. Im zivil-assimilatori-
schen Modell ist es relativ leicht, die Staatsbürgerschaft zu erlangen, aber

auch hier müssen ethnische Identitäten aufgegeben und die Normen und

Werte des republikanischen Staatswesens übernommen werden. Frankreich

isr hierfür dai am häufigsten zitierte Beispiel. Im zivil-pluralistischen Mo-
dell haben Zuwanderer leichten Zugang zur Staatsbürgerschaft; gleichzeitig

wird ihnen das Recht zugestanden, ihre kulturellen Unterschiede zu wahren.

Für Vy'esteuropa sind Großbritannien und die Niederlande gute Beispiele

hierfür. Im ethnisch-pluralistischen Modell schließlich ist die Anerkennung

von unterschieden gekoppelt mit einer ethnischen Konzeption von staats-

bürgerschaft. Dies kann unter gewissen Umständen zu Abgrenzungspoliti-
ken bls hin zur Rassentrennung führen. Südafrika zur Zeit der Apartheid
wäre hierfür ein anschauliches Beispiel'

Rechtsradilcale Mobilisierungen in Frankreich und d¿r Schweiz 16l

Im Folgenden konzentrieren wir uns am Beispiel Frankreichs und der
schweiz auf die ersten beiden Modelle (ethnisch-âssimilatorisch und zivil_
assimilatorisch) und gehen der Frage nach, ob staatsbürgerschaftsmodelle
(zumindest in relevanten Teilen) die politischen Gelegenh-eitsstrukturen für
eine Mobilisierung durch kollektive Akteure im Bereich der Einwanderungs-
und^ Ausländerpolitik in diesen beiden Ländern definieren (Giugni/paJsy
1999; Koopmans/statham l99gb).2 Auf Basis der oben g"nunit"n-uier As-
pekte 

-entwickeln wir eine Reihe spezifischer Hypotheseã zum Einfluss der
staatsbürgerschaftsmodelle auf rechtsradikale Mobilisierungen. Diese Hypo-
thesen wollen wir zunáchst nur in ihren generellen Aspekte-n darstellen; eìne
detailliertere Diskussion findet weiter unten statt.

(l) Hinsichtlich der Präsenz in der öffentlichkeit envarten wir, dass die
extreme Rechte in der schweiz st?irker vertreten sein wird, weil ihre Ideologie
aufgrund der ethnisch-assimilatorischen Konzeption von staatsbürgerschaft
eine größere Resonanz finden dürfte. Diese K-onzeption liefert koflektiven
Akteuren (sowohl institutionellen wie nicht-institutiònellen) ein ,kulturelles
Instrumentarium', das sowohl Forderungen nach Ausgrenzung von Migranten
und Minoritäten auf Basis der volkszugehörigkeit als auch-rassistiscie und
fremdenfeindliche Forderungen erleichtert. Im Gegensatz dazu bietet das
französische zivil-assimilatorische Modell wegen ieiner universalistischen
und ethnisch neutralen Ausprägung weniger chancen ftir Ansprüche und For-
derungen, die sich auf die Volkszugehörigkeit beziehen.

(2) Da fremdenfeindliche Forderungen mit der ethnischen Konzeption
von staatsbürgerschaft in Einklang stehen, haben in der schweiz nichi nur
rechtsradikale Gruppen, sondern auch konventionelle parteien die Themenbe-
reiche Einwanderungs- und Ausländerpolitik weitgehend in ihre Agenden in-
tegriert. Dies schmälert die chancen für eine verankerung der extreiren Rech-
ten inne¡halb der parlamentarischen Arena und bietet eher Möglichkeiten für
eine,außerparlamentarische Mobilisierung durch rechtsradikalé Gruppen. In
Frankreich hingegen haben rechtsextreme parteien deswegen besserã chan-
cen, weil das Themp Ethnizität im Parteienspektrum des Mainstream nicht le-
gitimiert ist.

(3) Angesichts der günstigeren institutionellen opportunitäten (Kriesi et
al. 1995) müsste in der schweiz das rechtsradikale Gèwaltniveau eigentlich
niedriger sein als in Frankreich. Ausgehend von der Annahme, dass réchtsra-
dikale Gewalthandlungen und Parteigründungen teilweise zwei alternative
strategien für dieselbe Art von Forderungen darstellen, vermuten wir jedoch,
dass gerade v/egen der ungünstigeren Gelegenheiten für rechtsextrem" purt"i-
en in der schweiz gewalttätige Aktionen im Zusammenhang mit staatsbür-
gerschaft, Einwanderung und dem verhältnis zu Ausländerrin der schweiz

i

I

I
I

I

I

I

I

i

I
I

l

2 wir haben an anderer steue (GiugniÆassy 1999) - ebenfalls für die schweiz und
Frankreich - zu zeigen versucht, wie staatsbürgerschaftsmodelle die Forderungen
und Ansprüche von Einwanderern und ethnischen Minoritäten béeinflussen.
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häufiger anzutreffen sind als in Frankreich,. Dies impliziert, dass Rechtsextre-
misten ihren Forderungen eher durch radikale oder sogar gewalttätige Akti-
onsformen Gehör verschaffen können.

(4) Wir erwarten, dass der Inhalt rechtsradikaler Forderungen im Bereich
Einwanderungspolitik den vorherrschenden Staatsbürgerschaftsmodellen ent-
spricht. Frankreichs zivil-assimilatorischem Modell liegt eine inkludierende
Konzeption zugrunde, das heißt es besteht eine starke Tendenz, Migranten in
die nationale Gemeinschaft aufzunehmen. Auch hier stellt diese Definition
von Nation kollektiven Akteuren ein ,kulturelles Instrumentarium' zur Verfü-
gung, das die Artikulierung von Forderungen im Themenfeld ,Integration von
Ausländern' erleichtert. Das schweizerische ethnokulturelle Staatsbürger-
schaftsmodell tendiert im Gegensatz dazu zum Ausschluss von Migranten aus

der nationalen Gemeinschaft, das heißt sie werden als Außenseiter betrachtet
und behandelt. Dementsprechend legt dieses Modell eher Chancen für Forde-
rungen und Ansprüche im Zusammenhang mit der Regulierung von Migrati-
onsflüssen nahe (d.h. Ein- und Ausreise) und weniger für Forderungen hin-
sichtlich ansässiger Ausländer.

3. Datengewinnung

Rechtsradikale Mobilisierungen in Frankreich uni der Schweiz 163

fentliche Forderungen und Ansprüche' (claims-making) breit. Das heißt, wir
habenjegliche (verbale oder non-verbale) öffentlictr siõírt¡are Intervention im
Namen eines Kollektivs erfasst, die die Interessen oder Rechte anderer Kol-
lektive betraf. Im Einzelnen waren dies: (1) protestereignisse und kollektive
Mobilisierungen (Demonstrationen, petitionen, konfro-ntative und gewalt-
Ëtigea.ktionen etc.); (2) verbale Äußerungen (öffentliche Statements,'schrift-
liche. Berichte, allgemein an die Medien gerichtete veranstaltung"n át".¡, 13;politische Entscheidungen (Gesetze, verwaltungsakte, Gerichtsãntscheidun_
gen etc.); (4) repressive Maßnahmen des staates gegen rechtsradikale Akteure
oder gegen Akteure aus ethnischen Minderheiten.

Kodiert wurden alle öffentlich erhobenen Forderungen und Ansprüche
entsprechend ihrem Bezug zur Einwanderungs-, Asyl-, ÀuslÈinder- und Inte-
grationspolitik (inkl. staatsbürgerschaft) sowie allgernein zum Antirassismus.
Diese Forderungen definieren das Themenfeld staatsbürgerschaft, Einwande-
rung und ethnische Beziehungen. Darüber hinaus wurdln a[e Forderungen
und Ansprüche von ethnischen Minderheiten kodiert, und zwar unabhtin"gig
von ihrem Bezug zum Themenfeld. schließlich wurden auch alle Forderun-
gen rechtsradikaler Akteure kodiert, auch solche, die sich nicht auf das Mi-
grationsthema bezogen.t Die hier vorgestellten Analysen gründen sich auf die
Daten fär die Jahre 1990-1994.

Zweitens sollte der Deskiptionsbias vernachlässigba¡ sein, weil wir die von den Ak-
teuren selbst geäußerten Ziele kodieren und nichi Einschâtzungen und Interpretatio_
nen der jeweiligen Ereignisse durch Journalisten. vergleiche -lt *"it"r"n z"itong"n
in den Fallstudien Großbritannien und Deutschland legen nahe, daß Deskriptionsbias-
se nur sehr begrenzt auftreten (Koopmans/statham 1999b). Tageszeitungen sind inso-
fern durchaus eine zuverlässige euelle für die Berichterstattung über Eieignisse von
nationaler Dimension und signifkanz, eben solchen Ereignissen, denen unsãr Interes-
se gilt (Koopmans 1998). schließlich wurden potentiellãhobleme der Kodierzuver-
lässigkeit größtenteils dadu¡ch vermieden, da8 wir jedes einzelne Ereignis in unserem
Datensatz gegengeprüft und auf mögliche Kodierfehler oder Abweiciungen von ei-
nem Kodiere¡ zum anderen kontrolliert haben.
Die Frage, ob es sich bei der schweizerischer volkspartei (svp) um einen rechtsex-
tremen Akteur handelt, ist Gegenstand kontroverser Diskussionen. Derzeit finden sich
zwei strömungen in dieser Partei: eine moderate und eine radikale strömung, die häu-
fig eine fremdenfeindliche Einstellung gegenüber Migranten aufweist. Dié svp hat
19u9rdi1es èine ausgeprägte harte Linie gegenüber der Immigration vertreten, sowohl
hinsichtlich der Regulierung von Immigrationsströmen als auch bezüglich áes The-
mas Multikulturalismus. Dies ist insbesondere der Fall in bestimmiãn kantonalen
sektionen der Partei, insbesondere der Ztiriche¡ sektion. Die svp hat, wie ihr Name
andeutet, eine auf die Mitte ausgerichtete Tradition und hat sich aus der früheren
Bauernpartei entwickelt. Darüber hinaus ist die svp reil der regierenden Koalition.
Das macht es schwierig, von einem Akteur zu sprechen, der sici gegen das System
wendet. Wir halten die SVP daher nicht für eine rèchtsextreme partei. -

rily'ir konfrontieren unsere Hypothesen mit Datenmaterial aus einem laufenden
komparativen Forschungsprojekt zu Mobilisierungen im Bereich Staatsbür-
gerschaft, Einwanderung und Integrationspolitik (Mobilisation on Ethnic Re-
lations, Citizenship and Immigration - MERCI¡.' Die Daten wurden aus je-
weils einer nationalen Tageszeitung erhoben (Le Monde für Frankeich und

Neue Zürcher Zeitung für die Schweiz). Wir haben für jede zweite Ausgabe
dieser Zeitungen einJlnhaltsanalyse durchgeführta. Dabei definieren wir ,öf-

3 Das MERCI-Projekt umfaßt neben Frankeich und der Schweiz (die Fallstudien wur-
den von den Autoren dieses Beitrags an der Universität Genf durchgeführt):
Deutschland (Ruud Koopmans, Wissenschaftszentrum Be¡lin ftir Sozialforschung),
Großbritannien (Paul Statham, Universität Leeds) und die Niederlande (Thom
Duyvené de Vy'it, Universität Amsterdam).

4 Frühere Studien zu sozialen Bewegungen haben die Zuverlässigkeit von Protestereig-
nisanalysen als Mittel zur Messung von Mobilisierungen durch soziale Bewegungen
bewiesen (2.8. Kriesi et al. 1995; Olzak 1989, Tarrow 1989, Tilly et al. 1975; siehe

auch Rucht et al. 1998). Die Methodik ist ierschiedentlich wegen ihrer Anf?illigkeit
für Biasse angezweifelt worden, vor allem hinsichtlich der benutzten Tageszeitungen
als Quellenmaterial, des Samplings und des Kodierungsverfahrens. Die Auswertung
von Zeitungen kann sowohl zu einem Selektions- als auch Deskiptionsbias führen
(McCarthy et al. 1996). Was den Selektionsbias angeht, so betrachten wir Tageszei-
tungen als Transporteure der Debatten, die im öffentlichen Raum stattfinden. Daher
erlaubt uns der Filterprozeß, den die Zeitungen vornehmen, den Grad des Zugangs
gesellschaftlicher und politischer Akteure zum öffentlichen Raum einzuschätzen.

5
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4. Ergebnisse

4.1. Präsenz im öffentlichen Raum

Die Erwartungen hinsichtlich der Präsenz der extremen Rechten im öffentlichen

Raum (mit anderen Worten: ihrer Ståirke) sind in gewisser'Weise ambivalent.

Auf der einen Seite stehen die Einstellung, die Rechtsradikale zu Themen der

Immigration und des verhältnisses zu Ausländern haben, in Einklang mit eth-

nokuliurellen Konzeptionen von Staatsbürgerschaft und nationaler Identität. Das

bietet im Prinzip gfößere Chancen für diese Art Forderungen. Andererseits ist in

Ländern mit einei ethnokulturellen Definition von Staatsbürgerschaft die Wahr-

scheinlichkeit größer, dass diese Themen vom Staat und von konventionellen

Parteien bereiti in die politische Agenda integriert wurden' Dies müsste die

Rechtsradikalen ihrer bèvorzugten Mobilisierungsthemen berauben und in der

Konsequenz ihre Präsenz im öffentlichen Raum mindern'

Tabelle 1: Präsenz rechtsextremistischer Akteure im öffentlichen Raum

in Frankreich und der Schweiz 1990-1994

Migrationsthemalik
Frankreich Schweiz

8,7 6,6
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Ein indirekter Indikator für das Ausmaß, zu dem immigrations- und auslän_
derspezifische Themen in die Agenden der parteien integñert riø, 

".grut 
.i"t

aus der 
-Positionierung der Forderun gen zù diesen Themeã. ole nrg"bnisse sind

in.Tabelle 2 wiedergegeben. Generelr lässt sich feststellen, dass scîweiier par-
teien eine restriktivere Haltung gegenüber Migranten einnehmen als die ffanzö_
sische¡. Insbesondere gilt zu beachten, dass ii di"t"* politikbereich die hadi_
tionellen Parteien des rechten spekúums mit ihren Einstellungen eine größere
Nähe zu rechtsradikalen positionen aufweisen als in Frankeiõh: Mehr"als die
u:ittç inr91 Forderungen zeugen von einer abrehnenden Haltung gegentiber Mi-
noritäten bis hin zu Fremdenfeindlichkeit und Rassismus. Diãs"dãutet darauf
hin, dass nicht nur die Rechtsradikalen, sondern auch der schweizerische staat
insgesamt Elemente der ethnokulturellen Konzeption von staatsbürgerschaft
und nationaler Identitât integriert hat. Das könnte åie Erkl:irung dafür se1in, dass
die extreme Rechte im öffentlichen Raum relativ wenig praseni ist, obwohl ihre
Forderungen auf Resonanz stoßen und größere regitiñit¿it haben als in Frank-
reich. Die exheme Rechte in der Schwãiz agiert ii einem Kontext, in dem die
Kriterien für die Integration von Migranten in ¿ie nationale Gemeinschaft schon
nach ethnokulturellen Begriffen definiert sind.

Alle Forderungen
Frankreich Schweiz

Tabelle 2; Position der öffentlichen Forderungen zur Thematik nach parteien
in Frankreich und der Schweiz lgg}-lgg4

Unter Beteiligung rechts-

extremist¡scher Akteu re

Unter Beteil¡gung anderer
Akteure

Gesamt

19,5

80,5

100%
2448

7,5

92,5

100%
1 190

91,3

100%
1 882

93,4

100%
977

Linke

5,3

24,3
70,4

1000/"

206

5,8
81,2

1000/.

29,6
47,8

1000/,

1 1,5

37,7

100%
130

43,5
22,1

100%
131

14,7
8,8

100%

30,6
51,0

100%

Rechte Extreme Alle
Rechte Parte¡en

Frankreich
Gegen Minderheiten gerichtete und xenophobe Forde-
rungen
Neutrale, ambivalente und technokralische Forderungen
Minoritätenfreundliche, antirassistische und gegen
Rechtsextremismus qerichtete Forderunqen
Gesamt

Schwe¡z
Gegen Minderheiten ger¡chtete und xenophobe Forde-
rungen
Neutrale, ambivalente und technokrat¡sche Forderungen
Minoritätenf reundliche, antirassist¡sche und gegen
Rechtsextremismus qerichtete Forderunoen
Gesamt

22,6 34,4 18,4

N

Tabelle 1 spiegelt diese Ambivalenz wider. Der Anteil rechtsextremistischer

Forderungen iñr Bereich ethnische Beziehungen, Staatsbürgerschaft und Ein-

wanderurig ist in Frankreich und der Schweiz nahezu gleich hoch. In beiden

Ländern slnd weniger als 10 Prozent der Forderungen und Ansprü9!9 rechts-

extremistischen Akteuren zuzurechnen. Die Staatsbürgerschaftsmodelle schei-

nen in dieser Hinsicht kein Unterscheidungsmerkmal der beiden Länder zu

sein. Vergleicht man jedoch den Anteil der Forderungen im Bereich Migrati-

on mit a'ilen erhobenen Ansprüchen, so wird deutlich, dass die extreme

Rechte in der Schweiz sich mehr auf die Themen Immigration und Ausländer

konzentriert hat als ihr französisches Pendant: In Frankreich ist die allgemei-

ne Präsenz rechtsradikaler Akteure im öffentlichen Raum doppelt so hoch wie

im Themenfeld Migration, wohingegen wir in der Schweiz einen mehr oder

weniger gleich großãn Anteil der Èotd"tung"n feststellen können'o

Vorsicht ist angeraten bei der Interpretation der linken Hälfte von Tabelle l. Forde-

rungen, die sich nicht auf die Bereiche ,Beziehungen zu Ausländern', ,Staatsbürgel-

schãft. und ,Einwanderung' beziehen, wurden nur für ausgewählte Akteure kodiert

N 230 575

13,0 50,8 76,5 43,2

't0,6

^At

N
100/"
¿JO69 34

6

Anmerkung: Es wurden nur verbale Forderungen einbezogen.

(ethnische Minderheiten und Rechtsextremisten). Deshalb wåire ein vergleich inner-
halb eines Landes zwischen Protestereignissen, bei denen rechtsextremistische Ak-
teure involviert waren, und Ereignissen ohne solche Akteure sinnlos. Jedoch können
wir einen transnationalen Vergleich des Anteils von Aktionen mit rechtsextremisti-
scher Beteiligung durchführen, was uns einen Hinweis auf die präsenz dieser Akteu¡e
im öffentlichen Raum liefert.
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4.2. Organisationsþrmen
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Üblicherweise werden die Organisationsformen kollektiver Interessen anhand

von institutionellen Variablen erkl¿irt. So bestimmt beispielsweise das Wahl-
system das spezifische Parteienspektrum in einem politischen System (Li-
jphart 1984). In ähnlicher'Weise hängen sowohl interne wie externe Struk-

turierungen sozialer Bewegungen von den politischen Institutionen ab (Kriesi

1996). Die klassische Institutionenforschung liefert einen Erklárungsansatz

für den Grad der Fragmentierung des Parteiensystems und somit auch der ex-

tremen Rechten. Allerdings verhilft dieser Ansatz nicht zu einem umfassen-

den Verständnis darüber, weshalb in manchen Ländern rechtsradikale W'erte

und Einstellungen überwiegend über entsprechende Parteien organisiert sind,

während in anderen Ländern soziale Bewegungen die bedeutendere Organi-

sationsform ausmachen. Um es klarzustellen: Anders als die neuen sozialen

Bewegungen (ausgenommen vielleicht die Umweltbewegung) organisiert sich

die extreme Rechte überall vorwiegend in eigenen Parteien. Dies mag der

Tatsache geschuldet sein, dass sie kein ,single-issue movement' ist, sondern

ein breites Spektrum politischer Themen abdeckt und sich deshalb die Not-
wendigkeit zur Repräsentation in Form von Parteien ergibt. Gleichwohl ist
der Añteil der Organisationsformen Partei und sozialç Bewegung im Länder:

vergleich unterschiedlich. Staatsbürgerschaftsmodelle können eine Erklärung

fùr diese Unterschiede liefern'

Tabelle 3: Typen rechtsextremistischer Akteure mit Beteiligung an

politischen Forderungen in Frankreich und der Schweiz
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Beweise zur unterstützung dieser Hypothese: In Frankreich sind parteien die
hauptsächliche Basis für die_ Artikulierung rechtsextremistisch", Ini"."rr"n,
und dies nicht nur für die Migrationsthemãtik. soziale B"*"gung"n spielen
hingegen in der Schweiz eine große Rolle, obwohl selbst hiãr Ëarteien ¿ie
Szene immer noch dominieren.

Mit den unterschiedlichen staatsbürgerschaftsmodellen allein lassen sich
diese Differenzen selbstverständlich nicht erklären. sie sind primar auf den
Fragmen[ierungsgrad des 

-politischen 
systems und das wahlsystem ,urti"Lru-

führen. Insbesondere das schweizer verhältniswahlrecht - in verbindung mitder starken territorialen und politischen Dezentralisierung - führi 
"u "in".fragmentierten organisationsstruktur der Rechtsextremi-sten, während in

Frankreich das Mehrheitswahlsystem - zusammen mit der starken zen'*ri-t1"rllg. die organisierung in einer größeren parrei begi.instigil iã vereinigt
die Nationale Front denn auch nichl nur einen Großteìl der rechtsradikalen
stimmen, sondern dominiert auch den öffentlichen Raum bei Forderungen im
Bereich Einwanderungs- und Integrationspolitik sowie anderer traditionell
rechtsextremistischer Themen (2.8. bei Foràerungen, die sich gegen das Esta-
blishment und die Linke richten). In der schwãiz deckt einã îielzahl von
Parteien und Organisationen dieses Themenspektrum ab.

4.3. Aktionsþrmen

Tabelle 4 zeigt, dass der grösste Anteil der rechtsradikalen Ansprüche in
Form von öffentlichen statements verbreitet wird. Dies ist nicht ùberra-
schend: Erstens sind öffentliche Äußerungen eine kostengünstige Aktions-
fo^rm;_zweitens greifen Parteien in öffentliche Debatten uõerwiJgend durch
öffentliche verlautbarungen ein. Da parteien die HauptorganisatioisiÀrm der
Rechtsradikalen sind, spielt diese Aktionsform auch 

-bei 
Ihnen eine deutlich

wichtigere. Rolle als kollektive Mobilisierungen. Dies trifft vor allem auf
Frankreich zu, wo Parteien im Allgemein"n uid die Nationale Front im Be-
so¡deren die Hauptakteure bei rechtsradikalen Forderungen und Ansprüchenbilden. .\

In der theoretischen Literatur zur politischen Gelegenheitsstruktur wur-
den variationen in den Handlungsformèn von sozialen É"*"gung"" vielfach
auf Änderungen bestimmter Meikmale des politisch-institutionellen Kontex-
tes zurückgeführt (2.8. della porra 1995; Kriesi et al. 1995; Tanow 199g).
Kriesi et al. (1995) sehen die ursache für das im vergleich zur schweiz radi-
kalere Aktionsrepertoire der französischen sozialen È"*"gung"n in der sehr

Die kiirzlich erfolgte spaltung der Nationalen Front in zwei parteien und der Mißer_
folg der extremen Rechten bei den letzten nationalen wahlen ist darauf zurückzufüh-
ren, dass das französische wahlsystem mit seinen Mehrheitsregeln splitterpartãien
benachteiligt.

Politische Parteien

Organisationen/GruPPen
sozialer Beweounoen

Alle Forderungen
Frankreich Schweiz

58,8
41,2

100%
85

1990-r994

Migrationsthematik
Frankreich Schweiz

85,8
14,2

79,9
2A,1

100%
164

54,1

45,9

Gesamt

Anmerkung: Sowohl verbal wie non-verbal geåiußerte Forderungen wurden einbezogen.

In Ländern mit einem auf der Volkszugehörigkeit basierenden Staatsbürger-

schaftsmodell gelingt es sowohl konventionellen wie rechtsradikalen Parteien

aufgrund diverser Abgrenzungs- und Wahlkampfstrategien nicht,, radikale

Forderungen hinsichtlich der Ausgrenzung von Migranten und Minderheiten,

Fremdenfãindlichkeit oder Rassismus völlig zu absorbieren. Dadurch ist für
radikale Mobilisierungen zu diesen Themen ein politischer Raum gegeben. Es

ist zu erwarten, dass die extreme Rechte in der Schweiz sich sowohl als Partei

wie auch als soziale Bewegung zu organisieren sucht, während in Frankreich,

wo die staatsbürgerschaft in bürgerrechtlichen und politischen Begriffen de-

finiert ist, eine Organisierung in Parteien überwiegen dürfte. Tabelle 3 liefert

100%
476

IOOY'
A1

N
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Off entliche Statements
Versammlungen
Direktdemokratische Aktionen
Petilionen
Demonstrationen
Konf rontal¡ve P roÌestakt¡onen
Gewalttät¡ge Protestaktionen
Gesamt

Alle Forderungen
Frankreich Schweiz

56,3

5,6
2,2
4,5
5,6

25.8
100% lOOo/o

89

Migrationsthematik
Frankreich Schweiz

57,4

4,7

1,;
1,6

34,1

100%
164

1000/"

64

67,1

6,1

9,8
8,5
8,5

69,1

13,4
0,4
o,2
6,9
5,0
5,0

477N
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unterschiedlichen Gelegenheitsstruktur, In Frankreich bietet der politisch-
institutionelle Kontext wenig Zugangsmöglichkeiten zum politischen system.
Ein solcher Kontext bietet politischen Herausforderern wenig chancen und
zyinet sie zu disruptiven Aktionen. Im Gegensatz dazu hat der integrative
politische Kontext in der schweiz mit seinen guten Zugangsmöglichkeiten
zum politischen system und überwiegend inkludierenden strategien einen
mäßigenden Einfluss auf das Aktionsrepertoire von sozialen Bewegungen.
Folglich müssten rechtsradikale organisationen in einem geschlossenen sy-
stem wie dem französischen zu radikaleren Aktionsformen greifen, wahrend
in einem offenen System moderatere Formen anzutreffen sein müssten.

Tabelle 4: Formen öffentlicher Forderungen der extremen Rechten in
Frankreich und der Schweiz l99}-lgg4
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Kontext sind nicht nur soziale Bewegungen verbreiteter, es gibt auch mehr
Raum für radikale und gewalttätige Aktionen, die von kleinen exhemistischen
Gruppen ausgehen und Themen wie Einwanderung und das Verhältnis zu
Ausländern zum Inhalt haben. In Ländern wie Deutschland und der Schweiz
gibt es weniger politische Gelegenheiten für rechtsextreme Parteien, weil die
ethnokulturelle Definition von nationaler Identität fest im traditionellen Par-
teiengefüge etabliert und legitimiert ist. Obwohl auch im traditionellen Partei-
engefüge häufig radikale ausländerfeindliche und anti-europäische Stand-
punkte vertreten werden, distanzieren sich diese Parteien explizit von rechts-
extremistischer Militanz und außerparlamentarischen Aktionen. Dies bedeutet
jedoch, dass für rechtsextremistische Gruppen radikale außerparlamentarische
Aktionen die einzige Alternative sind, um ihre Forderungen und Ansprüche
sichtbar zu machen. 'Wenn andererseits die vorherrschende Konzeption von
nationaler Identität den etablierten Parteien nicht gestattet, signifikante Ele-
mente des rechtsextremistischen Programms zu übernehmen - wie in Frank-
reich der Fall -, sind die Opportunitäten für rechtsradikale Parteien günstiger.
Dies wiederum hat einen mäßigenden Einfluss auf außerparlamentarische
Aktivitäten, da solche Parteien vermeiden wollen, mit radikalen oder gewalt-
tätigen Aktionen in Verbindung gebracht zu werden.*

Wenn der allgemeine Kontext in Frankreich für politische Mobilisierun-
gen geschlossener ist als in der Schweiz und sozialen Bewegungen nur radi-
kalere Handlungsoptionen zur Verfügung stehen dürften, sollten die geringen
politischen Gelegenheiten für rechtsextreme Parteien in der Schweiz aufgrund
des vorherrschenden ethnokulturellen Staatsbürgerschaftsmodells zu einem
höheren Maß an Radikalismus und Gewalt durch rechtsextremistische Akteu-
re führen. Hier zeigt sich nun, dass es in der Tat sinnvoll ist, die politische
Gelegenheitsstruktur für den Bereich Einwanderungspolitik gesondert zu be-
trachten.

4.4. Die Inhalte der erhobenen Forderungen und Ansprüche

Die durch das spezifische Staatsbürgerschaftsmodell geprägte Gelegenheits-
struktur liefert uns einen nützlichen theoretischen Rahmen für die Analyse des

Themenspektrums rechtsextremistischer Forderungen und Ansprüche im Be-
reich Einwanderungspolitik. Staatsbürgerschaftsmodelle liefern zivilgesell-
schaftlichen und politischen Akteuren spezifische symbolische Ressourcen für
die Artikulierung einschlägiger Themen im öffentlichen Raum. Das ethnisch-
assimilatorische Modell schließt Immigranten tendenziell von der nationalen
Gemeinschaft aus und schafft eine Kluft zwischen Staatsbürgern und Einwande-

In Lândern, in denen der dominierende Diskurs noch weiter von rechtsextremisti
schen Ansichten entfernt ist, wie etwa Großbritannien oder die Niederlande, mag es

weder für rechtsextreme Parteien noch für außerparlamentarische Aktivitäten einen
signifikanten Raum geben.

Anmerkung: Umfasst verbale und non-verbale Forderungen.

Koopmans (1996a) hat in seiner studie zu Rechtsradikalismus und politischer
Gelegenheitsstruktur jedoch festgestellt, dass es in Låindern mit relaiiv starken
rechtsextremen Parteien weniger rassistische und rechtsradikale Gewalttaten
gibt. Gewaltanwendung ist durchweg eine sehr kostenintensive strategie, da
sie mit hohen Risiken der Repression und moralischen sanktionen verbunden
ist. Deshalb sinkt das Ausmaß an Gewalt, wenn tragfåihigere Alternativen exi-
stieren. Eine starke rechtsextremistische Partei ist eine solche Alternative.
Koopmans Daten weisen eine hohe negative Korrelation zwischen der Exi-
stenz relevanter rechtsextremer Parteien und rassistischem und rechtsradika-
lem Gewaltniveau auf - mit Ausnahme der schweiz. Gleichzeitig sind aber
die Gewaltpegel in der Schweiz und in Deutschland besonders hoch, in zwei
Ländern also, in denen Staatsbürgerschaft ethnokulturell definiert wird.

In politisch-institutionellen Kontexten, in denen die konventionellen par-
teien Themen integriert haben, die üblicherweise vom rechtsradikalen spek-
trum besetzt werden, sind die politischen Gelegenheiten für gewalttätige pro-
testhandlungen im Zusammenhang mit diesen Themen größer. Wie wir ge-
zeigt haben, kommt es dort zu mehr Gewalthandlungen, wo der dominierenìe
Diskurs mit einer ethnokulturellen Konzeption von staatsbürgerschaft kor-
respondiert und diese legitimiert (Koopmans/statham 1999a).In solch einem

8
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rern. Vy'ir erwarten dementsprechend, dass sich Forderungen in einem solchen
Kontext hauptsâchlich auf Migrationsbewegungen (d.h. Eimeise und Ausreise)
konzentrieren und weniger auf Themen, die sich mit der Situation von Einwan-
derern im Gastland und ihrer Integration befassen, weil Migranten nicht als
Mitglieder der nationalen Gemeinschaft wahrgenommen werden, sondern eher
als Gastarbeiter, die sich nur vorübergehend im Lande auftralten.

In Frankreich hingegen müssten infolge der durch das zivil-assimilatori-
sche Staatsbürgerschaftsmodell geprägten Gelegenheitsstruktur Themen über-
wiegen, die Minoritäten betreffen. Angehörige ethnischer Minderheiten sind
in der nationalen Gemeinschaft akzeptiert, und die meisten von ihnen besitzen
die volle Staatsbürgerschaft. Mit anderen Worten, wenn Minoritäten in der
Schweiz größtenteils von der Gesellschaft ausgeschlossen sind (und von vie-
len sozialen, politischen und kulturellen Rechten), sind sie in Frankreich
weitgehend integriert und genießen umfassende soziale und politische Rechte
(obwohl Frankreichs republikanische Konzeption von Staatsbürgerschaft we-
nig dazu beträgt, kulturelle Unterschiede und ethnospezifische Rechte anzu-
erkennen). Wir gehen dàvon aus, dass in einem solchen Kontext öffentliche
Forderungen hauptsächlich mit der Integration von Migranten in das Gastland
zu tun haben. Dies trifft für alle Parteien zu und somit auch für die extreme
Rechte. Selbstverständlich werden Evaluation und Positionierung der Forde-
rungen je nach Akteur sehr unterschiedliche Ergebnisse zeitigen (speziell bei
Akteuren des links- und rechtsextremen Spektrums), aber der thematische
Schwerpunkt sollte der gleiche sein.

Tabelle 5 bestätigt diese Hypothese. Die öffentliche Debatte in der
Schweiz fokussiert hauptsächlich auf Einwanderungs-, Asyl- und Ausländer-
politik (d.h. auf die Regulierung von Zu- und Abwanderungen). Eine genaue-
re Analyse zeigt, dass Fragen des politischen Asyls am häufigsten thematisiert
werden. Dies ist teilweise Ergebnis der tiefen historischen Wurzeln des politi-
schen Asyls in der Schweiz, die bis in das 16. Jahrhundert zurückreichen
(Vuilleumier 1987). Fragen der Integration von Minoritäten haben einen
deutlich niedrigeren Stellenwert. Naturalisierung wird innerhalb des allge-
meineren thematischen Schwerpunkts am häufigsten angesprochen. Nicht zu-
fällig ist dieses Thema am engsten mit der Frage verknüpft, wer von der na-
tionalen Gemeinschaft aufgenommen werden sollte und wer nicht. Im Gegen-
satz dazu liegt das Schwergewicht der einschlägigen öffentlichen Debatte in
Frankreich überwiegend auf der Integrationspolitik und den Themenfeldern
Rassismus und Antirassismus (rund 70 Prozent aller Forderungen im Bereich
Migration). Detailliertere Analysen lassen darauf schließen, dass die Rechte
von Minderheiten und ihre Partizipation an der Gastgesellschaft eine hohe
Mobilisierungskapazität bei Forderungen besitzen, die die Integrationspolitik
betreffen.o Die starke Präsenz der Nationalen Front im öffentlichen Raum

9 Die Frage, ob spezifische religiöse Rechte respektiert (oder umgekehrt verleugnet)
werden, hat in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle gespielt. Insbesondere die Afftire
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trägt mit sicherheit dazu bei, dass rassistische und antirassistische Forderun-
gen einen so hohen Anteil ausmachen. Darüber hinaus steht Rassismus auch
im Zusammenhang mit der Debatte über die Integration ethnischer Minoritä-
ten in das Gastland.

TabeIIe 5: Allgemeiner thematischer Schwerpunkt der öffentlichen
Forderungen zur Migrationsthematik in Frankreich und der
Schweiz 1990-1994

Einwanderungs-, Asyl-
und Auslånderpolitik
lntegrationspolit¡k
Rassismus/Anti rassismus
Allgemeine xenophobe
Forderunqen
Gesamt

Alle Akteure
Frankreich Schweiz

26,2 60, t

Rechtselitremistische Akteure
Frankreich Schweiz

10,4 32,8

29,0
41,0

3,8

16,5
18,4
5,0

20,1

60,4
9,1

12,5
15,6
39,1

N

100%
1882

100v"
977

100%
164

100a/.

64

Anmerkung: Umfasst verbale und non-verbale Forderungen.

Die politischen Forderungen und Ansprüche der extremen Rechten folgen
zum großen Teil den nationalen öffentlichen Debatten. In der Schweiz befas-
sen sich rechtsradikale Forderungen in hohem Maße mit der Regulierung der
Migrationsflüsse. Rund ein Drittel ihrer öffentlichen Forderungen widmen
sich dieser Thematik. In der jüngeren Geschichte der Schweiz hat die extreme
Rechte, speziell institutionelle Akteure wie Parteien, sehr aktiv das Problem
der Uberfremdung thematisiert. Rechtsradikale Parteien haben extensiven
Gebrauch vom Instrumentarium der direkten Demokatie gemacht, um die
Zahl der im Lande lebenden Ausländer zu reduzieren. Die in Tabelle 6 wie-
dergegebene Auflistung der Themenschwerpunkte zeigt, dass rechtsradikale
Forderungen sich in der Schweiz vorwiegend auf Fragen der Einreisekontrol-
len und Grenzüberwachung konzentrieren. Forderungen mit Bezug auf die
Repression rechtradikaler Akteure sind ebenfalls signifikant häufig.

Während in der Schweiz die Rechtsextremisten. - wie andere gesellschaft-
liche und politische Akteure - Fragen der Integration von Minoritäten eher sel-
ten ansprechen,.stehen in Frankreich solche Themen im Zentrum der politischen
Debatte zu diesem Politikbereich. Rechtsradikale Parteien und Organisationen
folgen in dieser Hinsicht dem allgemeinen Trend, denn ca. 80 Prozent ihrer For-
derungen betreffen die Integrationspolitik sowie Rassismus und Antirassismus.
Die französischen Rechten beûachten Migration nicht in erster Linie als ein
Problem des Zustroms von Einwanderern, sondern hauptsächlich als Problem
der Integration ethnischer Minderheiten in die französische Kultur und Gesell-

um die im Islam vorgeschriebene Verschleierung von Frauen hat in Frankeich in der
ersten Hälfte der l990er Jahre eine intensive Debatte hervorgerufen.
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schaft. So verweisen sie oft auf die Schwierigkeiten von Migranten, vor allem
solchen aus andersartigen Kultur- und Glaubensgemeinschaften (2.8. Islam),
sich an die einheimischen Sitten und Gebräuche anzupassen. Aus dieser per-
spektive sind Migranten eine Gefahr für die Einheit der französischen Republik.
Die ,Nicht-Assimilierbarkeit' bestimmter Volksgruppen ist immer ein Motiv für
rassistische, nationalistische und rechtsextremistische Akteure gewesen. Sie
wurde und wird immer noch als unruhestiftender Faktor in der französischen
Gesellschaft wahrgenommen (Taguieff 1988).

Tabelle ó: Spezifische thematische Schwerpunkte der öffentlichen
Forderungen rechtsextremistischer Akteure zur Migrationsthema-
tik in Frankeich und der Schweiz 1990-1994

Frankreich Schweiz
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5. Schlussfolgerungen

Prozesse des sozialen und kulturellen wandels bewirken nicht unmittelbar die
Herausbildung bestimmter Typen von kollektiven Akteuren, speziell be-
stimmter Typen von sozialen Bewegungen. Globalisierung hat mii sicherheit
ein breites spektrum an Reaktionen von besorgten Bürgerinnen und Bürgern
hervorgerufen, deren Interessen oder Identitäten durch die zunehmende ver-
netzung der welt bedroht sind. Trotzdem ist, wie wir zu zeigen versucht ha-
ben, der Zusammenhang zwischen Globalisierung und politischem Handeln
kein unmittelbarer. Die genaue Form und der Inhalt solcher Reaktionen wer-
den durch bestimmte charakteristika des jeweiligen Nationalstaats und durch
politische Prozesse auf nationalstaatlicher Ebene modifiziert. Der gegenwåir-
tige Rechtsextremismus ist nicht, wie von manchen behauptet wird (2.8.
Minkenberg 1992), eine direkte Reaktion auf den fundamentalen Kultur- und
vy'ertewandel in westeuropa. Er hängt vielmehr von der Politisierung neuer
Konfliktlinien in der Gesellschaft bzw. von der Re-Politisierung bereits be-
stehender Konflikten ab. Außerdem steht er im Zusammenhang mit der her-
ausragenden Bedeutung bestimmter Politikbereiche, die die Hauptarena für
die Kämpfe rechtsextremer Parteien und Gruppierungen geworden sind. Die
zeitgenössische extreme Rechte trägt zur Politisierung einzelner Themen die-
ser Politikbereiche bei und nutzt sie gleichzeitig zu ihrem vorteil. Allerdings
wird dieser Prozess durch die bestehende politische Gelegenheitsstruktur ein-
geschränkt, wie sie unter anderem durch das vorherrschende staatsbürger-
schaftsmodell definiert ist. Ihr Einfluss erklärt zumindest teilweise die unter-
schiede, die wir im Ländervergleich in Präsenz, Form und Inhalt heutiger
rechtsradikaler Mobilisierung festgestellt haben.

Unsere Analysen legen nahe, dass zwei Unterscheidungen wichtig sind,
um das Phänomen Rechtsextremismus zu erklären: Zum einen müssen wir
zwischen den beiden Hauptorganisationsformen unterscheiden, über die
rechtsextremistische Interessen und Identifikationen in den öffentlichen Raum
getragen werden - Parteien und soziale Bewegungen. Diese Unterscheidung
ist nicht nur aus deskiptiven Gründen wichtig. Die Organisationsform Partei
wird zu einer signifikanten Erkldrungsvariable, weil sie beispielsweise das
Niveau der Radikalität rechtsgerichteter Organisationen außerhalb der institu-
tionellen Arena beeinflusst. Zweitens sollte unterschieden werden zwischen
rechtsradikalen Forderungen zur Einwanderungs- und Ausländerpolitik, die
heute den Hauptkriegsschauplatz bilden, und Forderungen außerhalb dieses
Bereichs sowie solchen Forderungen, die sich auf traditionellere Themen be-
ziehen bzw. eher wahlkampftaktischen Inhalts sind.

Schließlich sollte auch deutlich geworden sein, dass wir mit der Konzen-
tration auf Staatsbürgerschaftsmodelle nicht implizieren wollen, strukturelle
Konfliktlinien seien unwichtig oder institutionelle Faktoren wie der Zugang
zum politischen System und zum Parteienwettbewerb spielten keine Rolle. Im

Einwanderungs-, Asyl- und Ausländerpol¡t¡k
- Einwanderungs-, Asyl- und Ausländerpolitik allgemein

- Einreise- und Grenzkontrolle

- Registrierung und inlerne Kontrolle

- Anerkennung von Aufenthaltsrechten

- Zugang zu Sozialleistungen und zum Arbeitsmarkt

- Ausweisungen

- Freiwillige Rùckkehr ins Heimatland
lntegrat¡onspol¡t¡k

- lntegration von Minderheiten allgemein

- Rechte von Minderheiten und Partizipat¡on allgemein

- Naturalisierung und Staatsbürgerschaft

- Politische Rechte und Part¡z¡pation

- Soziale Rechte und Part¡zipation

- Kullurelle Rechte und.Partizipation

- Diskriminierung und Ungleichbehandlung

- Soziale Probleme von Minderheiten
Rassismus/Antirassismus
- Rassismus in ¡nstitutionellen Kontexten

- Rassismus in n¡cht-staall¡chen lnstitut¡onen

- Allgemeine Einschätzung und Politikrichtung

- Moralische Appelle und gesellschaftliche Reaktionen

- Gegenmobilisierung

- Schutz von Minderheiten gegen rechtsradikale Gewalt

- Polit¡sche Bündnisse und Ausschluss von Rechtsradikalen

- Repress¡on
Allgemeine xenophobe Forderungen
Keine verbalen Forderunqen
Gesamt

10,4
1,8

4,3

1,8

t,ã
0,6

20,1
12,2
0,6
1,8

1,8

0,6

0,6
2,4

60,¡l
'1,2

1,8

11,6
3,0
5,5
0,6
9,8

26,8
2,4
6.7

100v"
164

32,8
6,2

14,1

4,7
1,6

6,3

12,5
3,,|

6,3

t,ã
1,6

:*l
1,6

:

14,1

3,1

35.9

100%
64N
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Gegenteil sind wir der Meinung, dass diese Aspekte fiir die Erklärung des
Aufstiegs und Erfolgs des heutigen Rechtsexhemismus ganz entscheidend
sind. Wir haben lediglich die These aufgestellt, dass diese Aspekfe ihrerseits
von der dominierenden Konzeption von Staatsbtirgerschaft und von entspre-
chenden Diskursen zur nationalen Identität beeinflusst werden, und zwar ganz
besonders hinsichtlich der Mobilisierungskapazität rechtsradikaler Parteien
und Organisationen zu Themen, die im Zusammenhang mit Einwanderung
und dem Verhältnis gegenüber Ausländern stehen und bei denen ethnokultu-
relle Deutungsmuster zum Tragen kommen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass unser Zwei-Länder-Vergleich
gezeigt hat, dass die Staatsbtirgerschaftsmodelle rechtsextremistische Mobili-
sierungen signifikant beeinflussen. Allerdings würde ein Vergleich mit weite-
ren Ländern zu solideren Ergebnissen führen. Andere Studien legen nahe,
dass die dominanten Definitionen von Nation und nationaler Identität durch-
aus zur Erklåirung des Ausmaßes, der Formen und Inhalte rechtsextremisti-
scher Forderungen herangezogen werden können. Betrachtet man zum Bei-
spiel den Fall Deutschland - ebenfalls ein Land mit einem ethnisch-assimila-
torischen Staatsbürgerschaftsmodell -, so stellt man in dieser Hinsicht große
Ahnlichkeiten mit der Schweiz fest. Koopmans (1996b) hat in seiner Fallstu-
die zu Deutschland insbesondere zwei unserer Hypothesen getestet - Organi-
sationsform und Aktionsform -, und seine Ergebnisse scheinen die unseren zu
bestätigen. Dies verweist auf die Nützlichkeit der Spezifizierung von politi-
schen Gelegenheitsstrukturen im Themenfeld Einwanderung, Staatsbürger-
schaft und Verhältnis zu Ausländern anhand der unterschiedlichen Staatsbür-
gerschaftsmodelle.
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,Lokal Denken - Global Handeln'
Zur Mobilisierungslogik von Migranteninteressen
in Europa'

Hans-Jörg Trenz

Die Ausgestaltung einer europäischen Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik
ist nach zögerlichen Anfängen im zuge der jüngsten vertragsänderungèn mit
neuer Intensität und Dynamik vorangetrieben worden. Als Eckpfeiler der Re-
formen gilt die schaffung einer genuinen Gemeinschaftskompetenz, mit der
die viel kritisierte Auslagerung des Regelungsbereichs in zwischenstaatliche
verhandlungsarenen endgültig rtickgängig gemacht und damit das Gestal-
tungs- und Entscheidungsmonopol der Regierungen gebrochen werden konn-
te. Die Pluralisierung des Politikfeldes änderte zunächst jedoch nur wenig an
der eindimensionalen inhaltlichen schwerpunktsetzung auf die Festlegung
neuer Ausgrenzungsmechanismen zur verhinderung von unerwünschter zu-
wanderung, ohne das versprechen für eine Bereitstellung neuer Inklusions-
chancen für die sich in Europa bereits niedergelassenen Einwanderungsmin-
derheiten bzw. für eine verbesserung des Flüchtlingsschutzes einzulösen.2

Der folgende Beitrag basiert auf der Erwartung, dass die einseitige si-
cherheitspolitische Aufrüstung der EU bei den betroffenen Kreisen der Bevöl-
kerung auf wachsendes unbehagen stoßen und damit die Mobilisierung von
widerstand provozieren muss. Die Gegner des neuen Europas entlarven die
,europäische Sicherheitsgemeinschaft' als ,Festung Europa' und prangern ih-
re pervertierenden Wirkungen auf die Durchsetzung von Menschen- und Bür-
gerrechten an. Im Zuge der ,schleichenden Vergemeinschaftung, dieses Re-
gelungsbereichs müssen die zivilgesellschaftlichen protestpotentiale jedoch
an die veränderten Bedingungen des Regierens angepasst werden. Für Dritt-
staatenangehörige als potentiell Betroffene ergibt sich die Notwendigkeit ei-
ner verlagerung ihrer politischen Aktivitäten auf die Gemeinschaftsebene und

Die Arbeit ist entstanden im Rahmen einer von der DFG im schwerpunktprogramm
,Regieren in Europa' geförderten untersuchung zur Rolle von öffentlichlieit in der
EU.
siehe hierzu die schlussfolgerungen der Präsidentschaft des Europäischen Rates von
Tampere vom 15. und 16. Oktobe¡ 1999 (Kostakopoulou 2000).
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